
ZAHLENWERK

Verbleib der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Ende des ersten und sechsten Monats nach Beendigung
eines ESF-BA-Sprachkurses (in %)

Studie zur Wirkung berufs-
bezogener Sprachkurse

In einem Kurzbericht (Ausgabe 3/
2007) untersucht das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsfor schung
(IAB) die Wirkung von berufsbe-

zogenen Deutschkursen auf die Arbeits -
marktintegration von Migran tin nen
und Migranten, die arbeitslos sind.
Seit 2004 fördert die Bun des agentur
für Arbeit (BA) berufsbezogene Sprach-
kurse aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds (ESF). Diese ESF-BA-Sprach -
kurse dauern in Vollzeit drei und in

Teilzeit bis zu sechs Monaten. In den
Jahren 2004 und 2005 haben rund
34.000 Menschen an den Kursen teil-
genommen. 

Die Daten über den Verbleib der Teil -
neh merinnen und Teilnehmer sind zu -
nächst einmal unbefriedigend, wenn
man zum Beispiel vergleicht, dass sechs
Monate nach einer Weiter bildung 37
Prozent der Men schen mit Migra tions -
hintergrund sozialversicherungspflichtig
beschäftigt sind und rund 40 Prozent
arbeitslos. Die Studie kommt in diesem
Zusammenhang zu der Bewertung:

„Die vergleichsweise unbefriedigenden
Ergebnisse der Teil nahme an einem
reinen Sprachkurs scheinen dafür zu
sprechen, dass nicht die Sprach -
defizite oder der Migran ten status an
sich, sondern die geringe Qualifikation
das entscheidende Hemm nis für einen
beruflichen Wiedereinstieg darstellen.
Die berufsbezogenen Sprachkurse
dürfen deshalb jedoch nicht mit einem
Misserfolg gleichgesetzt werden.
Vielmehr könnten sie vermutlich in
vielen Fällen als Vorbereitung auf eine
anschließende Qualifizierung nützlich
sein.“
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Internetportal der Europäischen
Kommission zur
Sozialversicherung

Die Europäische Kommission
für Beschäftigung und
Sozi ales hat das Internet -
portal EUlisses (EU-Links

and Information on Social Security/
EU-Links und Informationen über die
soziale Sicherheit) ins Netz gestellt.
Hier finden Unionsbürgerinnen und 
-bürger Antworten auf die meisten
Fragen zur sozialen Sicherheit beim
Wechsel in ein anderes Land. Die
Informationen beziehen sich auf die
27 Mitgliedstaaten der Europäischen

Union sowie Norwegen, Island, Liech -
ten stein und die Schweiz.

Zunächst gibt es einen Katalog von
Antworten auf häufig gestellte Fragen
(FAQ). EUlisses legt Wert darauf, dass
die Antworten verbindlich sind. Zur
Vertiefung stehen Links auf nationale
Portale zur Verfügung.

Ein weiteres Angebot ist ein Glossar,
das Begriffe im Rahmen der sozialen
Sicherheit erläutert. Daneben finden
sich schließlich thematisch verwandte
Verordnungen und Richtlinien sowie
die neuesten Nachrichten aus Europa
zu diesem und verwandten Themen.

Informationen unter:
www.ec.europa.eu/
employment_social/social_
security_schemes/eulisses/
jetspeed/portal/media-type/
html/language/de/user/anon/
page/homepage.psml
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* Wegen der Dauer der Meldung einer
sozialversicherungspflichtigen Be schäf-
tigung und der Bereitstellung der
Daten für Forschungszwecke liegen
Angaben zur sozialversicherungs -

pflich tigen Beschäftigung und „Sons -
tiges“ noch nicht vor. Die Zahl der
Arbeitsuchenden kann sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte einschlie-
ßen.

Der Bericht kann heruntergeladen
werden unter: 

www.migration-online.de/
esf-ba-sprachkurs

Jahr 2004 nach 1 Mon. nach 6 Mon. 2005* nach 1 Mon. nach 6 Mon.
(vorzeitig abgebrochen) (3,3) (3,3) (4,2) (4,2)
sozialversicherungspflichtig beschäftigt 7,8 15,1 – –
arbeitslos gemeldet 63,3 54,7 73,0 58,3
arbeitsuchend gemeldet 25,3 21,9 13,8 11,7
sonstiges 3,5 8,3 – –
andere Maßnahmen aktiver Arbeitsförderung 1,6 0,2 2,0 0,3



MENSCHEN MIT MIGRATIONSHINTERGRUND 
IM MITTELPUNKT

Veranstaltungen in der Woche
der Weiterbildung

Am 9. und 10. Mai 2007 fan-
den im Rahmen der Woche
der Weiterbildung ver-
schiedene Tagungen und

Aktionen der Equal-Entwick lungs -
partnerschaft „Pro Qualifizierung“
statt. „Pro Qualifizierung“ hat zum
Ziel, in Deutschland Modelle und Kon -
zepte zu erarbeiten, die Menschen mit
Migrationshintergrund einen gleich -
berechtigten Zugang zum Arbeits -
markt ermöglichen. Arbeitslosigkeit
soll reduziert und drohender Arbeits -
platzverlust durch Qualifizierung ver-
hindert werden. Hintergrund sind die
alarmierenden Arbeitslosenzahlen von
Migranten und Migrantinnen, die
etwa doppelt so hoch sind, wie die der
Gesamtbevölkerung.

Selbstorganisationen stärken 

Unter dem Titel „Vielfalt ge stalten“
fand in Bonn eine unter anderem vom
Bund der Spanischen Eltern ver eine
veranstaltete Fachtagung statt. Dabei
kamen die Teilnehmerinnen und Teil -
nehmer zu dem Schluss, dass die
Rahmenbedingungen für die Integ ra -
tion verbessert werden müssen. Dazu
zählen etwa, Weiterbildungs mög lich -
keiten in den Vereinen, fachliche
Unter stützung und daran geknüpft,
erweiterte Ressourcen.

Vertreter aus Wirtschaft und Politik
zeigten sich grundsätzlich koopera-
tionsbereit und wiesen darauf hin,
dass Finanzhilfen grundsätzlich mög-
lich seien. Auch die Kooperations -
bereit schaft seitens der Regel ins ti tu -
tionen ist vorhanden, wie Reiner
Nolten, Hauptgeschäftsführer des
Westdeutschen Handwerks kammer -
tags betonte: „Erst vor Kurzem wurde
die Handwerksordnung dahingehend
geändert, dass nicht nur Deutsche in

unseren Organisationen Mitglied sein
dürfen, das heißt, nun ist der Weg frei,
den Anteil an Mitarbeitern mit Mig -
rationshintergrund in den Kammern,
Kreishandwerkerschaften und Innun -
gen zu erhöhen.“ Erste Kooperationen
existieren bereits, wie zum Beispiel die
Infoveranstaltungen „Handwerk im
Dialog“ in Migrantenselbst orga ni sa -
tionen oder Moscheen, um Fachkräfte
und Auszubildende zu gewinnen.

Qualifikationsbedarf wächst 

Ebenfalls am 9. Mai fand in Düssel -
dorf die zweite „Netz werkkonferenz
Industrie be trie be“ beim DGB Bil dungs  -
werk statt. Vertreter von Indus trie-
und Handelskammern, Gewerk schaf -
ten und Arbeitgeberverbänden hatten
Gelegenheit über das Thema „Nach-
und Ergänzungsqualifizierungen“ zur
Verbesserung der beruflichen Situ -
ation von Migrantinnen und Mig ran -
ten zu reden, beziehungsweise zu
informieren – dies sowohl aus wissen-
schaftlicher Sicht als auch aus der be -
trieblichen Praxis. „Nachquali fi zie rung
ist der Schlüssel für die berufliche
Integration von erwachsenen Men -
schen mit Migrationshinter grund“, so
Ömer Saglam vom Beratungsnetzwerk
Industriebetriebe des DGB Bil dungs -
werks. Laut Erich Latniak vom Institut
Arbeit und Qualifikation der Univer -
sität Duisburg/Essen wird der Bedarf
nach qualifizierten Arbeitskräften bis
ins Jahr 2010 weiter zunehmen, wäh-
rend gleichzeitig die Anforderungen
bereits heute deutlich über die früher
üblichen Handlangerdienste hinaus-
gehen: „Weitere Qualifizierung ist un -
ter den zu erwartenden Arbeits markt -
bedingungen unumgänglich, um die
Chan cen und die Beschäf ti gungs -
fähig keit gering Qualifizierter zu ver-
bessern“, lautete daher sein Fazit.

Insgesamt ließe sich feststellen, dass
gering qualifizierte Migrantinnen und

Migranten durchaus motiviert sind,
ihre sprachlichen und beruflichen
Kennt nisse zu erweitern – sofern
ihnen bedarfsgerechte Möglichkeiten
angeboten werden und damit eine
Verbesserung ihrer beruflichen Pers -
pek tive verbunden ist.

Verwaltungen öffnen sich 

Eine weitere Tagung im Rahmen der
Woche der Weiterbildung am 10. Mai
in Düsseldorf beschäftigte sich mit
beruflichen Möglichkeiten und Weiter -
bildung von Migranten, diesmal im
Rah men des „Netzwerktreffens öffent-
liche Verwaltung“. Noch ist die Zahl
von Beschäftigten in öffentlichen Ver -
waltungen verschwindend gering, ob -
wohl die Struktur in den Ver wal tungen
ein Spiegelbild der Bevöl ke rungs -
struktur sein sollte.

Was der öffentliche Dienst für die
eigene interkulturelle Öffnung tun
kann, darüber diskutierten Vertre te -
rinnen und Vertreter öffentlicher
Verwaltungen und Betriebe auf dieser
Tagung. Viele Verwaltungen haben
bereits begonnen, sich in diesem Feld
zu engagieren, aber meist nur in
einem isolierten Rahmen: Für die
Sprachförderung der Kinder sind die
Schulen zuständig, für die Eltern das
Bundesamt für Migration und Flücht -
linge. Die Herausforderung liegt hier
in der Vernetzung der einzelnen Maß -
nahmen und Spezialisten. Deshalb
setzt sich das Netzwerk zum Ziel, die
vielen Projekte und Insellösungen in
den Kommunen bekannt zu machen
und miteinander zu verbinden. Um
das Rad nicht jedes Mal wieder neu
erfinden zu müssen, sollen Integ ra -
tionskonzepte in einer Datenbank
zugänglich gemacht werden.

Vernetzung der ARGEn 

Eine weitere Tagung am 11. Mai wid-
mete sich dem Thema Vermittlung von
Langzeit arbeitslosen mit Migrations -
hintergrund. Die für diese Menschen
zuständigen ARGEn haben bei der
Arbeitsvermittlung eine schwierige
Aufgabe zu bewältigen. 

„Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der ARGEn sind entscheidend, wenn
es darum geht, Potenziale und Kom -
pe tenzen zu erkennen und die Ver -
mittlungschancen von Migrantinnen
und Migranten zu verbessern“ – so

Canan Ulug, Migrationsberaterin des
DGB Bildungswerkes und Leiterin des
im Rahmen von Pro Qualifizierung
neu gegründeten Beratungsnetzwerks
ARGEn. Das Netzwerk soll die inter-
kulturelle Öffnung der ARGEn in NRW
unterstützen. Ziel ist es, arbeitslose
Migrantinnen und Migranten über 25
Jahre wieder in den ersten Arbeits -
markt zu integrieren. Dazu sollen auch
ARGEn in NRW weiter vernetzt wer-
den. 

Gerade diese Idee der Vernetzung
stieß bei den Vertreterinnen und Ver -
tretern der ARGEn auf große Reso -
nanz. Es sei wichtig, die unterschied-
lichen Herangehensweisen kennen zu
lernen. Auf diesem ersten Netz werk -
treffen wurde die bunte Vielfalt der
ARGEn deutlich, die die regionalen
Verhältnisse widerspiegeln. Thema
waren auch „multiple Vermittlungs -
hemm nisse“, worunter zum Beispiel
sprachliche Hürden fallen oder Barri e -
ren zwischen Individuum und Be hör de,
die sich für Personen mit Migra tions -
hintergrund potenzieren. 

Vertreter von ARGEn und Pro Qua li fi -
zierung vereinbarten die Bildung einer
gemeinsamen Plattform: „Wir sind
dabei der Kommunikationskanal“,
erläuterte Jens Martens, Leiter Kom -
pe tenzzentrum berufliche Integration,
Bereich Migration und Qualifizierung
beim DGB Bildungswerk. „Wir werden
dafür sorgen, dass Informationen aus-
getauscht, Schulungen initiiert und
weitere Treffen vereinbart werden.“ 

Weitere Informationen erhält man im
Internet unter: 

www.pro-qualifizierung.de/
woche_der_weiterbildung 

oder 

www.migration-online.de/
woche_der_weiterbildung

Die „Woche der Weiterbildung“ findet
auch im nächsten Jahr statt, und zwar
vom 5. bis 8. Mai 2008. Wer Interesse
an einer Teilnahme hat kann sich unter
dem Stichwort ProQualifizierung 2008
an das DGB Bildungswerk, Bereich
Migration & Qualifizierung, wenden:

Telefon 02 11/43 01-1 41
Telefax 02 11/43 01-1 34
migration@dgb-bildungswerk.de



Institut für Menschenrechte zur
UN-Wanderarbeitnehmer -
konvention 

Mit einer Studie zur UN-
Wanderarbeitnehmer -
konvention will das Deut -
sche Institut für Men -

schen rechte eine Diskussion über die-
ses internationale Übereinkommen neu
beleben. Die Wanderarbeit neh mer kon -
vention wurde 1990 abgeschlossen.
Erst 2003 erreichte sie die nötige Zahl
an Ratifizierungen, damit sie in Kraft
treten konnte. Bis heute haben sie
gerade 34 Staaten – meist Herkunfts -
län der von Migrantinnen und Mig -
ranten – unterzeichnet. Ziel länder wie
Deutschland und auch die anderen
Staaten der Europäischen Union sind
der Konvention nicht beigetreten. 
Die Studie kommt zu dem Schluss, dass
der Wert der Konvention in der Prä zi -
sie rung der allgemeinen Men schen -
rechte für die Situation von Mig ran tin -
nen und Migranten unabhängig von
deren Aufenthaltsstatus und in der
Be tonung von Informations- und
Koope rationspflichten der Herkunfts-,
Transit- und Zielstaaten liegt. Dane -
ben ist aus Sicht der Studie auch die
Einrichtung eines Überwachungsver-

fahrens für die Menschenrechte von
Migrantinnen und Migranten ein wich -
tiges Instrument. 

Gleichzeitig verweist die Studie auf
Lücken bei der Ge währ leistung der
durch die allgemeinen Menschen -
rechts abkommen garantierten Rechte
in der Praxis. Das gilt etwa bei der
Durchsetzung der Rechte in der Arbeit
für Irreguläre oder deren Zugang zur
Gesundheitsversorgung.

Das Deutsche Institut für Men schen -
rechte wurde im März 2001 auf
Empfehlung des Deutschen Bundes -
tages gegründet. Es informiert über
die Lage der Menschenrechte im In-
und Ausland und trägt zur Prävention
von Menschenrechtsverletzungen so -
wie zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte bei.

Die Studie Katharina Spieß: Die Wan -
der arbeitnehmerkonvention der Ver -
ein ten Nationen. Ein Instrument zur
Stärkung der Rechte von Mig ran -
tinnen und Migranten in Deutschland
kann im Internet heruntergeladen
werden unter: 
www.migration-online.de/
wanderarbeitnehmerkonvention

EIN PLADOYER FÜR 
DIE RATIFIZIERUNG

Neu überarbeitete Ausgabe

Die dritte völlig überarbeite-
te Ausgabe des Handbuchs
für Menscherechte ist un -
längst erschienen. Heraus -

gegeben wird es von der Friedrich-Ebert-
Stiftung. 

Das Handbuch bietet um fang reiche
Informationen zur Men schen rechts -
politik auf nationaler und internatio-

naler Ebene sowie über zivilgesell-
schaftliche Aktivitäten, etwa durch
das Forum Menschenrechte, dem
zahlreiche Organisationen angehören.
Die Überarbeitung besorgten Gabriela
M. Sierck, Michael Krennerich und
Peter Häußler.

Das Handbuch für Menschenrechte
kann heruntergeladen werden unter: 
www.migration-online.de/
handbuchmenschenrechte

HANDBUCH FÜR 
MENSCHENRECHTE

Unbeschränkte Arbeitnehmer -
freizügigkeit seit dem 1. Mai

Seit dem 1. Mai 2007 haben
die Niederlande ihren Ar -
beits markt für Arbeitneh me -
rinnen und Arbeitnehmer aus

den am 1. Mai 2004 beigetretenen
neuen EU-Mitgliedern aus Mittel- und
Osteuropa (MOE) geöffnet. Das sind
Polen, Ungarn, die Tschechische Re -
publik, die Slowakei, Estland, Litauen,
Lettland und Slowenien. Für die eben-
falls seinerzeit beigetretenen Malta
und Zypern gab es keine Beschrän -
kungen bei der Arbeitnehmer frei -
zügigkeit.

Arbeitsminister Piet Hein Donner
(Christen Democratisch Appèl/CDA)
hat Anfang April in einer Mitteilung an
das Parlament in Den Haag an ein
Rekordhoch an nicht besetzten Stellen
verwiesen. Angesichts dessen sei eine
Verzögerung der Öffnung schädlich
für die niederländische Wirtschaft und
könnte die Beziehungen zu den 2004
beigetretenen MOE-Staaten beein -
träch tigen. Gleichzeitig unterstrich er,
es müsse sichergestellt sein, dass das
Prinzip gleicher Lohn für gleiche Arbeit
gilt.

Nach Schweden, Großbritannien und
Irland hat damit das vierte der 15
alten EU-Mitglieder die volle Arbeit -
neh merfreizügigkeit hergestellt. Die
anderen haben ihren Arbeitsmarkt
ganz oder teilweise geschlossen. Dies
ist bis spätestens 2011 möglich und
funktioniert nach dem Modell 2+3+2.
Von 2004 an gerechnet konnten Be -
schränkungen beim Zugang für zwei
Jahre gelten, danach um weitere drei
Jahre, wenn es der Kommission mitge-

teilt wurde. Bei einer ernsthaften Stö -
rung des Arbeitsmarktes können die
Beschränkungen dann 2009 noch ein-
mal um zwei Jahre verlängert werden.

Von den zehn 2004 beigetretenen
Ländern gelten die Beschränkungen
für Polen, Estland, Lettland, Litauen,
Ungarn, Slowenien, die Slowakei und
die Tschechische Republik. Malta und
Zypern sind ausgenommen. Parallele
Regelungen gelten auch für Bulgarien
und Rumänien, die am 1. Januar 2007
beigetreten sind.

In den alten EU-15-Staaten gibt es
Zugangsquoten für Arbeitneh me rin -
nen und Arbeitnehmer aus den MOE-
Mitgliedern in Österreich, Italien, Por -
tu gal. In den Niederlanden gab es
diese bis zum 30. April. Deutschland
nutzt – von einigen Ausnahmen abge-
sehen – die Möglichkeit, den Arbeits -
markt für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer aus den MOE-Staaten
geschlossen zu halten, dies zunächst
bis 2009.

DIE NIEDERLANDE 
ÖFFNEN DAS TOR

Erster Preis nach Italien

Der EU-Journalistenpreis „Für
Vielfalt – gegen Dis kri mi -
nie rung“ für das Jahr 2006
wurde Mitte April verlie-

hen. Der erste Preis – eine Reise im
Wert von 4.500 Euro – gewann der
Italiener Fabrizio Gatti für seine Re -
por tage „Ich war ein Sklave in Apu -
lien“, die im Espresso Magazine

erschienen war. Darin schildert er die
schwierige Situation von ausländi-
schen Arbeitern in Süditalien. 

Der zweite Preis ging an den ungari-
schen Journalisten Miklós Hargitai, der
dritte an die belgische Journalistin Petra
Sjouwerman. Mit dem Preis werden
Arbeiten honoriert, die zu einem bes-
seren Verständnis von Vielfalt beitra-
gen und Diskriminierung aufdecken.

JOURNALISTENPREIS 
DER EU



KOMMENTAR

Cem Özdemir, Abgeordneter
im Europäischen Parlament,
Bündnis 90/Die Grünen

Mit dem Entwurf zur Änderung des Zu -
wanderungsgesetzes setzt die Bun des-
regierung elf verbindliche Richt linien
der Europäischen Union in nationales
Recht um. Damit bestünde zugleich
die Gelegenheit, unser Auf ent halts-
und Asylrecht anhand der Erfah run gen
seit 2005, als das Zuwan de rungs ge -
setz in Kraft trat, weiterzuentwickeln.
Doch daran hat die große Koalition
aus CDU, CSU und SPD offenkundig
kein Interesse. Sie nutzt das Gesetzes -
paket vielmehr, um das Asyl- und
Aufenthaltsrecht zu verschärfen. 

So sieht der Gesetzentwurf etwa eine
Einschränkung des Ehegatten nach zugs
zu Nicht-EU-Ausländern vor. Künftig
sollen sich nachziehende Ehegatten
bereits vor der Einreise auf einfache
Art in deutscher Sprache verständigen
können. Es handelt sich dabei um
keine Vorgabe durch die EU-Familien -
nach zugs-Richtlinie. Vielmehr wird die
Maßnahme mit der beabsichtigten Ver -
hinderung von Zwangsehen be grün det. 

Die Zweifel an der Vereinbarkeit einer
solchen Regelung mit dem Recht auf
Familienleben (Art. 6 GG) wischen die
Christdemokraten, die ansonsten un -
auf hörlich den besonderen Schutz von
Ehe und Familie propagieren, beden-
kenlos beiseite. Die SPD wiederum
scheint sich nicht daran zu stören,
dass die Maßnahme dem Gleich heits -
gebot widerspricht, da etwa für visum -
freie Staaten Ausnahmen gelten sol-
len. Es liegt daher auf der Hand, dass
die diskriminierende Praxis insbeson-
dere auf türkische Staatsangehörige
abzielt. 

Wenn die Bundesregierung denn tat-
sächlich Zwangsverheiratungen be -

kämp fen will, dann soll sie endlich
aufenthaltsrechtliche Verbesserungen
für die Betroffenen einführen. Ex per -
ten fordern schon lange ein vom
Ehepartner unabhängiges Aufent halts-
recht und das Personen, die zur Zwangs -
heirat ins Ausland verschleppt wur-
den, ihr Aufenthaltsrecht in Deutsch -
land nicht verlieren – davon ist im
Gesetzentwurf jedoch keine Rede. 

Es passt auch ins Bild, dass verbindliche
EU-Vorgaben im Bereich des Flücht lings -
schutzes ungenügend oder gar nicht
umgesetzt werden. Mit der Qualifi ka -
tions richtlinie hat die EU gemeinsame
Standards zur Definition und zum Schutz
von Flüchtlingen geschaffen. Die Richt -
linie legt auch fest, unter wel chen
Umständen Bürgerkriegs flücht lingen,
die nicht die Voraussetzungen der
Genfer Flüchtlingskonvention erfüllen,
trotzdem ein (temporäres) Aufent halts-
recht und Schutz vor Abschiebung
gewährt wird. Das ist etwa dann der
Fall, wenn Folter oder eine „ernsthafte
individuelle Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit einer Zivil per son
infolge willkürlicher Gewalt im Rah -
men eines internationalen oder inner-

staatlichen bewaffneten Konflikts“
droht. Die Bundesregierung ignoriert
diese zwingend umzusetzende Vor gabe
und handelt damit richtlinienwidrig.

Das 2005 in Kraft getretene Zu wan de-
rungsgesetz war ein wichtiger Schritt.
Doch zeigen die bislang ge mach ten
Erfahrungen, dass die Regelungen zur
legalen Zuwanderung, zur Förderung
der Integration und zum Flücht lings -
recht weiter verbessert werden müssen.
Der Gesetzentwurf der Bundes re gie -
rung wird diesem Anspruch leider
nicht gerecht. Das trifft auch auf die
Zuwanderung von Hochqualifizierten
zu. Sie müssen derzeit ein Jahres ein -
kom men in Höhe von mindestens
85.000 Euro nachweisen – entspre-
chend kamen 2005 auf dieser Grund -
lage gerade einmal 900 ausländische
Fachkräfte nach Deutschland. Bereits
heute mangelt es in manchen Bran chen
an Fachkräften, dennoch will die gro ße
Koalition die Einkommens schwelle
nicht senken. Sie kann sich offenbar
nicht vorstellen, dass ein ausländischer
Akademiker nicht nur eine offene Stelle
besetzt, sondern mit seiner Arbeit
auch neue Stellen schafft.
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Hans-Böckler-Straße 39
40476 Düsseldorf
Telefon 02 11/43 01-1 88
Telefax 02 11/43 01-1 34
migration@dgb-bildungswerk.de
www.migration-online.de
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DIE REFORM DES ZUWANDE -
RUNGS GESETZES IST EIN SCHRITT
RÜCKWÄRTS


